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Anlage 1 


Entwurf eines .... Gesetzes 
zur Änderung des Grundgesetzes 
(Artikel 76 und 77) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 
Abs. 2 des Grundgesetzes ist eingehalten: 

Artikel I 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch- 
land vom 23. Mai 1949 (Bundesgesetzbl. S. 1) wird 
wie folgt geändert: 

1. In Artikel 76 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „drei" 
durch das Wort „sechs" ersetzt. 

2. In Artikel 77 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „zwei" 
durch das Wort „drei" ersetzt. 

3. In Artikel 77 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte 
„einer Woche" durch die Worte „zwei Wochen" 
ersetzt. 

4. Artikel 77 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Einspruchsfrist beginnt im Falle des Ab- 
satzes 2 letzter Satz mit dem Eingänge des vom 
Bundestage erneut gefaßten Beschlusses, in allen 
anderen Fällen mit dem Eingänge der Mitteilung 
des Vorsitzenden des in Absatz 2 vorgesehenen 
Ausschusses, daß das Verfahren vor dem Aus- 
schüsse abgeschlossen ist." 


Artikel II 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


I. 

Einleitung 

Nach Artikel 76 Abs. 2 Satz 2 GG ist der Bundesrat 
berechtigt, innerhalb von drei Wochen zu den Ge- 
setzesvorlagen der Bundesregierung Stellung zu 
nehmen. Die vom Bundestag beschlossenen Gesetze 
sind nach ihrer Annahme unverzüglich durch den 
Präsidenten des Bundestages dem Bundesrat zuzu- 
leiten, der binnen zwei Wochen nach Eingang des 
Gesetzesbeschlusses die Einberufung des Vermitt- 
lungsausschusses verlangen kann (Artikel 77 Abs. 1 
Satz 2, Artikel 77 Abs. 2 Satz 1 GG). Nach Beendi- 
gung des Vermittlungsverfahrens kann der Bundes- 
rat gegen ein vom Bundestag beschlossenes Gesetz, 
das der Zustimmung des Bundesrates nicht bedarf, 
binnen einer Woche Einspruch einlegen-, hat der 
Vermittlungsausschuß eine Änderung des Ge- 
setzesbeschlusses vorgeschlagen, so beginnt die 
Frist mit dem Eingang des vom Bundestag erneut 
gefaßten Beschlusses beim Bundesrat, in allen an- 
deren Fällen sofort mit dem Abschluß des Vermitt- 
lungsverfahrens (Artikel 77 Abs. 3 GG). 

Die Kürze dieser Fristen hat sich von jeher als 
schweres Hindernis für die Arbeit des Bundesrates 
erwiesen. Die Stellungnahmen des Bundesrates zu 
den Gesetzesvorlagen der Bundesregierung (sog. 
erster Durchgang) sowie seine Entscheidungen über 
die Zustimmung zu den Gesetzesbeschlüssen des 
Bundestages, über die Anrufung des Vermittlungs- 
ausschusses und über die Einlegung des Einspruchs 
sind von weittragender Bedeutung. Die Stimmen 
eines Landes können im Bundesrat nach Artikel 51 
Abs. 3 Satz 2 GG nur einheitlich abgegeben werden. 
Die Landesregierungen müssen ihre Entscheidungen 
über die im Bundesrat zur Beratung anstehenden 
Vorlagen vor den Sitzungen des Bundesrates fest- 
legen. Diese Entscheidungen der Landesregierungen 
bedürfen sorgfältiger und eingehender Vorberei- 
tungen in den Fachministerien der Länder und in 
den Ausschüssen des Bundesrates. Der auf allen Be- 
teiligten lastende Druck der zu kurzen Fristen des 
Grundgesetzes macht eine ordnungsgemäße Vorbe- 
reitung der Abstimmungen des Bundesrates in vie- 
len Fällen außerordentlich schwierig und zwingt zu 
einer Hast, die eines gesetzgebenden Organs un- 
würdig ist. Obwohl der Bundesrat bestrebt ist, die 
Beteiligung seiner Ausschüsse auf das unbedingt er- 
forderliche Maß zu beschränken, läßt es sich in zahl- 
reichen Fällen nicht vermeiden, daß sich mehrere 
Ausschüsse mit einer Vorlage befassen müssen, da 
viele Gesetze sich auf den mannigfaltigsten Lebens- 
gebieten aus wirken. Naturgemäß weichen die nach 
fachlichen Gesichtspunkten erarbeiteten Empfehlun- 
gen der Ausschüsse oft voneinander ab. Die Kürze 
der im Bundesrat zur Beratung verfügbaren Zeit ver- 
hindert immer wieder, daß diese voneinander ab- 


weichenden Empfehlungen vorher soweit wie mög- 
lich miteinander in Einklang gebracht werden, so 
daß die Beratungen und Beschlüsse der Landesregie- 
rungen und die Abstimmungen im Plenum des Bun- 
desrates erheblich erschwert werden. 

Wenn bei den Beratungen im Plenum des Bundes- 
rates neue Fragen oder neue Gesichtspunkte auf- 
tauchen, so macht es der drohende Fristablauf in 
der Regel unmöglich, die Abstimmung über eine 
Vorlage bis zu einer erneuten Beratung in den 
Landesregierungen auszusetzen. Eine zweite Lesung 
der Gesetzentwürfe, die sich vor allem bei umfang- 
reichen und schwierigen Gesetzesvorlagen als not- 
wendig oder doch zweckmäßig erweisen kann, wird 
so von vornherein ausgeschlossen. 

Es kommt hinzu, daß im Interesse einer rationellen 
Abwicklung der anfallenden gesetzgeberischen Ar- 
beit die Plenarsitzungen des Bundesrates so anbe- 
raumt werden müssen, daß sich der Beratungsstoff 
einigermaßen gleichmäßig auf die einzelnen Sit- 
zungstage verteilt. Dabei befindet sich der Bundes- 
rat in einer doppelten Zwangslage: einerseits muß 
er die verschiedenen im Grundgesetz für seine Ent- 
scheidungen festgelegten Fristen beachten; anderer- 
seits ist er für den Beginn dieser Fristen von der 
Zustellung der Vorlagen durch die Bundesregierung 
und durch den Präsidenten des Bundestages ab- 
hängig. Die Zuleitung der Vorlagen an den Bundes- 
rat läßt sich durch Absprache zwischen Bundesregie- 
rung oder Bundestag einerseits und Bundesrat an- 
dererseits nur in beschränktem Maße und immer nur 
von Fall zu Fall steuern. Die zeitlichen Dispositio- 
nen des Bundesrates werden dabei auch durch den 
Umstand erschwert, daß der Ältestenrat des Bun- 
destages die Tagesordnungen gewöhnlich erst zwei 
Tage vor den Plenarsitzungen des Bundestages fest- 
zusetzen pflegt. Aus allen diesen Gründen hat sich 
eine langfristige Planung der Sitzungen des Bundes- 
rates als unmöglich erwiesen. 

Darüber hinaus war der Bundesrat in zahlreichen 
Fällen gezwungen, auf einen Teil der ihm vom 
Grundgesetz eingeräumten Zeit zu verzichten, wenn 
er nicht wegen einiger weniger Vorlagen eine beson- 
dere Sitzung anberaumen wollte. 

Um die geschilderten Schwierigkeiten zu beseiti- 
gen und die Mitarbeit des Bundesrates an der Bun- 
desgesetzgebung zum Wohle des Ganzen zu fördern, 
ist es geboten, die in Artikel 76 Abs. 2 Satz 2, 77 
Abs. 2 Satz 1 und 77 Abs. 3 Satz 1 GG vorgesehe- 
nen Fristen auf sechs, drei bzw. zwei Wochen zu 
verlängern. Eine unangemessene Verzögerung des 
Gesetzgebungsverfahrens ist hierdurch nicht zu be- 
fürchten. Auch die verlängerten Fristen für die Stel- 
lungnahmen und Entscheidungen des Bundesrates 
fallen angesichts der beträchtlichen Zeit, die die 
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Vorbereitung eines Gesetzgebungsvorhabens durch 
die Bundesregierung in Anspruch nimmt, und ange- 
sichts der Dauer des Gesetzgebungsverfahrens im 
Bundestag nicht wesentlich ins Gewicht. In diesem 
Zusammenhang ist auch darauf hinzuweisen, daß 
die Stellungnahmen der Bundesregierung zu den 
Änderungsvorschlägen des Bundesrates nicht selten 
längere Zeit in Anspruch nehmen. Die Praxis des 
Bundesrates hat außerdem bewiesen, daß der Bun- 
desrat in dringlichen Fällen bereit ist, auf die volle 
Ausnutzung der ihm zur Verfügung stehenden 
Fristen zu verzichten. 

11 . 

Zu den Einzelvorschriften 

1. Zu Artikel I Nr. 1 

Die in Artikel 76 Abs. 2 Satz 2 GG auf drei 
Wochen bemessene Frist für die Stellungnahme 
des Bundesrates im ersten Durchgang soll ver- 
doppelt werden. 

2. Zu Artikel I Nr. 2 

Die in Artikel 77 Abs. 2 Satz 1 GG bestimmte 
Frist für die Anrufung des Vermittlungsausschus- 
ses soll von zwei auf drei Wochen verlängert 
werden. Wie bisher sind die vom Bundestag be- 
schlossenen Bundesgesetze nach ihrer Annahme 
unverzüglich durch den Präsidenten des Bundes- 
tages dem Bundesrat zuzuleiten. 


3. Zu Artikel I Nr. 3 

Die in Artikel 77 Abs. 3 Satz 1 GG bestimmte 
einwöchige Einspruchsfrist soll verdoppelt wer- 
den. 

4. Zu Artikel I Nr. 4 

Nach dieser Vorschrift soll die Einspruchsfrist in 
den Fällen, in denen der Vermittlungsausschuß 
eine Änderung des Gesetzesbeschlusses nicht 
vorschlägt, erst mit dem Eingang einer formellen 
Mitteilung des Vorsitzenden des Vermittlungs- 
ausschusses beginnen, daß das Verfahren vor 
dem Vermittlungsausschuß beendet ist. Durch 
diese Änderung wird dem Vorsitzenden des Ver- 
mittlungsausschusses ein gewisser Spielraum ein- 
geräumt, der es ihm ermöglicht, auf die Sitzungs- 
termine des Bundesrates Rücksicht zu nehmen. 
Nach der geltenden Fassung des Artikels 77 
Abs. 3 Satz 2 GG beginnt die Einspruchsfrist in 
Fällen dieser Art, z. B. wenn der Vermittlungs- 
ausschuß den Gesetzesbeschluß des Bundestages 
bestätigt, bereits mit dem Abschluß des Verfah- 
rens vor dem Vermittlungsausschuß. Da es sich 
niemals voraussehen läßt, ob das Ergebnis der 
Beratungen des Vermittlungsausschusses eine er- 
neute Beschlußfassung durch den Bundestag er- 
forderlich macht, muß bei jedem Verfahren vor 
dem Vermittlungsausschuß damit gerechnet wer- 
den, daß die Einspruchsfrist bereits mit dem Ab- 
schluß dieses Verfahrens beginnt. Die Vorschrift 
verursacht daher beim Bundesrat und beim Ver- 
mittlungsausschuß immer wieder Terminschwie- 
rigkeiten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


1. Die Bemessung der in den Artikeln 76 und 77 GG 
gesetzten Fristen hat den Bundesrat bisher nicht 
gehindert, seine verfassungsrechtlichen Befug- 
nisse, vor allem das Recht zur Stellungnahme im 
ersten Durchgang, umfassend auszuschöpfen. Der 
Bundesrat pflegt im allgemeinen sehr eingehende 
Stellungnahmen zu den Vorlagen der Bundes- 
regierung abzugeben, die in der Durcharbeitung 
der Materie neben wertvollen Ergänzungen und 
Hinweisen für die Bundesregierung und den 
Bundestag auch sprachliche und grammatikalische 
Verbesserungsvorschläge enthalten. Daher kann 
zunächst festgestellt werden, daß eine wesent- 
liche Verbesserung der Stellungnahmen des Bun- 
desrates durch eine Verlängerung der Drei- 
wochenfrist im ersten Durchgang kaum zu er- 
warten sein dürfte. 

2. Die Bundesregierung verkennt aber nicht, daß 
die derzeitige Bemessung der in den Artikeln 76 
und 77 GG gesetzten Fristen für die Arbeit des 
Bundesrates technische Schwierigkeiten mit sich 
bringen kann. Sie hat sich daher schon bisher be- 
müht, die Vorbereitung der Beschlußfassung des 
Bundesrates im ersten Durchgang vor allem durch 
Beachtung des § 24 Abs. 1 der Gemeinsamen Ge- 
schäftsordnung der Bundesministerien, Teil II, 
zu erleichtern. Hiernach sind 

„vorbereitende Entwürfe zu Gesetzen, durch die 
Belange der Länder berührt werden, . . . den 
Vertretungen der Länder beim Bund . . . zur Wei- 
tergabe an die Landesministerien, deren Ge- 
schäftsbereich betroffen ist, möglichst frühzeitig 
zuzuleiten" 

und 

„solche Entwürfe . . . zugleich dem Sekretariat 
des Bundesrates nachrichtlich im Abdruck zu 
übersenden." 

Ferner pflegen die Bundesministerien dem je- 
weils federführenden Ausschuß des Bundesrates 
die endgültige Fassung der Gesetzentwürfe be- 
reits einige Zeit vor der offiziellen Zustellung 
zu übermitteln. 

Auch hat die Bundesregierung sich der seit län- 
gerer Zeit bestehenden Übung angepaßt, die 
Plenarsitzungen des Bundesrates an jedem drit- 
ten Freitag abzuhalten, indem sie dem Bundes- 
rat ihre Gesetzentwürfe jeweils an den entspre- 
chenden Freitagen offiziell zuleitet, so daß die 
Dreiwochenfrist uneingeschränkt für die Aus- 
schußberatungen genutzt werden kann. 

Ist die Äußerungsfrist des Artikels 76 Abs. 2 
Satz 2 GG abgelaufen, so hat der Bundesrat 
überdies die Möglichkeit, seine Auffassung bei 
der Gesetzesberatung durch den Bundestag ge- 


mäß Artikel 43 Abs. 2 GG zur Geltung zu brin- 
gen. 

Wenn schon die vorstehenden Darlegungen zei- 
gen, daß die Arbeit des Bundesrates nicht unbe- 
dingt verlängerter Fristen bedarf, so sollten, ehe 
die Verfassung geändert wird, auch die Nachteile 
für das Gesetzgebungsverfahren nicht übersehen 
werden, die eine Verlängerung der Fristen mit 
sich brächte. 


3. Auf die Dauer des Gesetzgebungsverfahrens 
würde sich am stärksten die allgemeine Verlän- 
gerung der Dreiwochenfrist im ersten Durchgang 
auf sechs Wochen auswirken. Der Weg zum Bun- 
destag wäre damit für die Bundesregierung prak- 
tisch auf mindestens acht Wochen gesperrt. Der 
Zeitpunkt, an dem der Bundestag mit der Bera- 
tung der Gesetzentwürfe beginnen kann, würde 
hinausgeschoben werden. Die durchschnittliche 
Zeitspanne von der Zuleitung an den Bundesrat 
bis zur ersten Lesung im Bundestag, die für 375 
Gesetzesvorlagen der Bundesregierung in der 
3. Wahlperiode 76,6 Tage betrug, würde sich, da 
mit einer vollen Ausschöpfung der Frist in allen 
Fällen gerechnet werden muß, um 21 Tage oder 
27,4 Vo auf 97,6 Tage verlängern. Es ist bedenk- 
lich, dem Bundestag als dem eigentlichen Träger 
der Legislative eine derart verlängerte Warte- 
frist zuzumuten. Würde der Bundestag infolge 
einer -solchen Verzögerung des Gesetzgebungs- 
verfahrens sich bei dringlichen Gesetzesvorhaben 
mehr als bisher zum Gebrauch seines Initiativ- 
rechts entschließen, so läge das weder im Inter- 
esse der Bundesregierung, von der überwiegend 
die Gesetzesinitiative ausgeht, noch im Interesse 
des Bundesrates. Ihm wäre hierdurch der erste 
Durchgang abgeschnitten, was ebenfalls nicht dem 
Wunsche der Bundesregierung entspräche, da 
sie auf die oft sehr wertvollen Anregungen des 
Bundesrates nicht verzichten möchte. Überdies 
beanstandet die öffentliche Meinung vielfach 
ohnehin die Langwierigkeit und Schwerfälligkeit 
des Gesetzgebungsweges. 

Bei Abwägung des Für und Wider ergeben sich 
auf der einen Seite diese für das Gesetzgebungs- 
verfahren nicht unerheblichen Nachteile. Auf der 
anderen Seite besteht der Vorteil für den Bun- 
desrat lediglich in einer Erleichterung der Ar- 
beit, die die Bundesregierung im Interesse des 
Bundesrates zwar an sich begrüßen würde, ohne 
daß sie jedoch anzuerkennen vermag, daß dem 
Bundesrat die sachgemäße Ausübung seiner ver- 
fassungsmäßigen Rechte erst durch eine Frist- 
verlängerung ermöglicht würde. Die Bundes- 
regierung kann daher die ausnahmslose Ver- 
längerung der Äußerungsfrist des Artikels 76 
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Abs. 2 Satz 2 GG auf sechs Wochen nicht gut- 
heißen. 

4. Da die Bundesregierung nicht verkennt, daß die 
derzeitige Bemessung der Fristen für die Arbeit 
des Bundesrates technische Schwierigkeiten mit 
sich bringen kann, würde sie eine Verlängerung 
der Dreiwochenfrist in eine Sechswochenfrist für 
vertretbar halten, wenn sichergestellt wäre, daß 
bei dringlichen Vorlagen die Zuleitung an den 
Bundestag nicht erst nach Ablauf der sechs 
Wochen geschehen könnte. Diesen Erwägungen 
würde eine Neufassung des Artikels 76 Abs. 2 GG 
Rechnung tragen, in der in Satz 2 das Wort 
„drei" durch das Wort „sechs" ersetzt und fol- 
gender Satz 3 angefügt wird: 

„Die Bundesregierung kann eine Vorlage, die 
sie bei der Zuleitung an den Bundesrat als dring- 
lich bezeichnet hat, nach drei Wochen dem Bun- 
destag zuleiten, auch wenn die Stellungnahme 
des Bundesrates noch nicht bei ihr eingegangen 
ist; sie hat die Stellungnahme des Bundesrates 
unverzüglich nach Eingang dem Bundestag nach- 
zureisen." 

Durch die Kann-Vorschrift würde die Bundes- 
regierung in die Lage versetzt sein, auch nach 
Ablauf von drei Wochen nach Zuleitung an den 
Bundesrat mit der Zuleitung an den Bundestag 
zu warten, wenn mit einem baldigen Eingang 
der Stellungnahme des Bundesrates gerechnet 
werden kann. Der Bundesrat seinerseits wäre 
dagegen gesichert, daß sich die Weiterleitung 
seiner Stellungnahme an den Bundestag verzö- 
gert, nachdem die Bundesregierung eine als 
dringlich bezeichnete Vorlage dem Bundestag zu- 
geleitet hat. 

5. Die Bundesregierung ist nicht davon überzeugt, 
daß es zwingend geboten ist, die in Artikel 77 
Abs. 2 Satz 1 GG auf zwei Wochen bemessene 
Frist zur Anrufung des Vermittlungsausschusses 
auf drei Wochen zu verlängern. Die Verlänge- 
rung der Frist würde hier bedeuten, daß die vom 


Bundestag beschlossenen Gesetze erst einige 
Wochen später zustande kämen als bisher. 

Der Bundesrat ist nicht gehalten, einen formu- 
lierten Vermittlungsvorschlag zu machen. Seine 
vorbereitenden Erwägungen beschränken sich da- 
her auf die Prüfung der Frage, ob die vom Bun- 
destag beschlossene Fassung zum Anrufen des 
Vermittlungsausschusses Anlaß gibt oder nicht. 
Selbst wenn die in der zweiten und dritten Le- 
sung des Bundestages vorgenommenen Ände- 
rungen, die überdies zumeist schon aus den Be- 
ratungen der Bundestagsausschüsse bekannt 
sind, eingehende Überlegungen erforderlich 
machen, so handelt es sich doch vorwiegend um 
Fragen, die schon vorher in die Erörterungen 
einbezogen worden sind. 

6. Die Frist, binnen derer der Bundesrat gegen ein 
vom Bundestag beschlossenes Gesetz Einspruch 
einlegen kann (Artikel 77 Abs. 3 Satz 1 GG) ist 
mit einer Woche vom Verfassungsgeber offenbar 
bewußt relativ kurz bemessen worden. Auch hier 
würde die Verlängerung bedeuten, daß die vom 
Bundestag beschlossenen Gesetze erst einige Zeit 
später zustande kämen als bisher. Hinzuzufügen 
ist, daß der Bundesrat bisher sehr selten von 
seinem Einspruchsrecht Gebrauch gemacht hat. 

7. Die im Gesetzentwurf des Bundesrates in Ar- 
tikel I Nr. 4 enthaltene Änderung des Artikels 77 
Abs. 3 Satz 2 hält auch die Bundesregierung 
für gerechtfertigt. Sie macht daher keine grund- 
sätzlichen Bedenken hiergegen geltend. Nur fragt 
es sich, ob dieser Änderung tatsächlich eine der- 
art ausschlaggebende Bedeutung zugunsten des 
Verfahrens und im Interesse des Bundesrates 
beizumessen ist, daß deshalb das Grundgesetz 
geändert werden muß. Die Bundesregierung ver- 
mag daher der Änderung nur dann zuzustimmen, 
wenn Änderungen im Sinne der zuvor erörterten 
Punkte beschlossen werden sollten und die Neu- 
fassung von Artikel 77 Abs. 3 lediglich hinzu- 
kommt. 
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